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Bonn, den 7. August 1962 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Wasserverhältnisse am Oberrhein 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Schmidt (Wup- 
pertal), Bading, Margulies und Genossen 
— Drucksache IV/584 — 


Die Anfrage wird im Einvernehmen mit den ßundesministern 
der Finanzen, für Gesundheitswesen und für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten wie folgt beantwortet; 

Zu 1. 

Zwischen den beiden Weltkriegen hat Frankreich es in lang- 
jährigen Verhandlungen stets abgelehnt, Schäden zu ersetzen, ^ 
die durdr die Erridrtung der Haltung Kembs des Rheinseiten- 
kanals und der nördlich anschließenden Haltungen auf dem 
deutsdren Rheinufer eintreten. Durch das Eingreifen der Bun- 
desregierung gelang es in den ab Anfang September 1956 
laufenden Besprechungen, die Zusage Frankreichs zu erhalten, 
daß der Seitenkanal unterhalb der Haltung Vogelgrün als 
Teilkanal (,,Schlingenlösung") und damit unter weitgehender 
Wahrung der wasserwirtschaftlichen Belange der badischen 
Grenzstrecke fortgeführt werden soll. Ein weiterer Erfolg die- 
ser Verhandlungen, die am 27. Oktober 1956 zur Unterzeich- 
nung eines Übereinkommens, des Vertrages über den Ausbau 
des Oberrheins zwischen Basel und Straßburg (Oberrheinver- 
trag), führten, bestand darin, daß Frankreich sich verpflichtetef 
dem Bund angemessene Entschädigungen für Sdräden zu lei- 
sten, die durch die Haltungen Kembs bis Vogelgrün einschließ- 
lich verursacht werden; dagegen ist kein Ersatz zu leisten für 
Schäden, die aus den Regulierungsarbeiten oder der Rhein- 
korrektion des letzten Jahrhunderts herrühren. 

An allen entscheidenden Vertragsverhandlungen war eine Dele- 
gation des Landes Baden-Württemberg beteiligt. 


Druck: Buchdrucker ex R. Madel, Bonn, Bonner Talweg 106 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Die Landesregierung Baden-Württemberg hat mit Schreiben 
vom 12. Oktober 1956, d, i. in einem Zeitpunkt, in dem der 
Entwurf des Oberrheinvertrages abschlußbereit vorlag (11. Ok- 
tober 1956), mehrere Bestimmungen des Entwurfs beanstan- 
det und sich erstmals die Forderung Vorbehalten, der Bund 
solle für alle landwirtschaftlichen Schäden, die aus der frü- 
heren Zeit stammen oder zukünftig als Folgeerscheinung der 
Haltungen auf der Strecke Kembs — Vogelgrün wie auch auf 
der Strecke Markolsheim — Straßburg entstehen oder entstehen 
werden, aufkommen. Es erscheine, heißt es in dem Schreiben 
weiter, dringend erforderlich, die Frage der Ersatzleistung 
möglidist bald zum Gegenstand einer Besprechung zwischen 
der Bundesregierung und der Landesregierung zu machen. 
Die Bundesregierung bat in dem Antwortsdireiben vom 18. 
Oktober 1956, die angekündigten Ersatzansprüche mit dem 
Bundesfinanzminister zu erörtern. 

Das nächste Schreiben des Landes Baden-Württemberg in 
dieser Angelegenheit ist vom 14. April 1959. Es beschränkt 
sich darauf, das Grundsatzproblem der Haftung des Bundes 
aufzuwerfen, ohne Ansprüche der Gesdiädigten oder des Lan- 
des im einzelnen zu erläutern, was für die Beurteilung der 
sich ergebenden verwickelten Rechtsfragen nötig ist. Es iä^ 
bei der Beurteilung der Schäden, die als Auswirkung der Hal- 
tungen Kembs — Vogelgrün entstanden sind und entstehen — 
wie sich später herausstellte — jeweils ein Unterschied zu 
machen, ob es sich um Sdiäden handelt, die sich in der Zeit 
nach dem ersten Weltkrieg bis zum 31. Juli 1945 (Stichtag 
, des Allgemeinen Kriegsfolgengesetzes) bemerkbar gemacht 
haben, ob die Schäden in der Zeitspanne vom 1. August 1945 
bis zum 1. Januar 1957 (Inkrafttreten des Oberrheinvertrages) 
erwachsen sind oder ob sich Schäden auf der genannten Strecke 
nach dem 1. Januar 1957 gezeigt haben. Räumlidi getrennt, 
aber in der rechtlichen Behandlung mit den anderen Schäden 
verbunden sind schließlich diejenigen Schäden, die unterhalb 
des Hauptwehres Markolsheim zur Entstehung gelangt sind. 

Die Unterlagen der Landesregierung Baden-Württemberg ge- 
langten, soweit es sich um substantiierte Schadensangaben 
der Strecke Kembs — Vogelgrün handelt, zum Bundesmini- 
sterium für Verkehr mit Schnellbrief des baden-württember- 
gischen Innenministeriums vom 9. Oktober 1961 und, soweit 
die Beeinträchtigung der Wasserversorgung einzelner Gehöfte 
unterhalb von Markolsheim in Rede steht, zum Bundesmini- 
sterium für Verkehr mit Fernschreiben vom 5. Oktober 1961. 

Zu 2. a) 

Auf Veranlassung des Landes Baden-Württemberg sind unter- 
halb von Markolsheim in den Gemarkungen Sasbadi und 
Jechtingen oberirdische Leitungen zur Wasserversorgung von 
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acht Einzelgehöften verlegt worden. Die Bundesregierung hat 
das Innenministerium des Landes Baden-Württemberg regel- 
mäßig über den Bearbeitungsstand bei den beteiligten Bundes- 
ressorts unterrichtet. 

Es trifft nidit zu, daß die Rückfragen des Innenministeriums 
des Landes Baden-Württemberg bezüglich der oberirdisch ver- 
legten Leitungen unbeantwortet geblieben sind. 

Zu 2. b) 

Nach Angabe der Wasser- und Schiffahrtsdirektion Freiburg 
trifft es zu, daß die Notleitungen im Dezember 1961 durch 
den Frost zum Teil zerstört worden sind. 

Zu 2. c) 

Der Anschluß der betroffenen Einzelgehöfte an die zentralen 
Wasserversorgungen der Gemeinde Sasbach und Jechtingen 
bereitet keine technischen Schwierigkeiten ; er ist vielmehr 
eine Frage der Finanzierung. 

Bei der Einrichtung der zentralen Wasserversorgungen in den 
Gemeinden waren diese Anwesen, die von den Ortslagen 
weit entfernt liegen, seinerzeit nicht mit angeschlossen wor- 
den. Als nach Inbetriebnahme des Hauptwehres Markolsheim 
(Ende September 1961) der Grundwasserspiegel absank und die 
Brunnen trockenfielen, gab das Land Baden-Württemberg die 
Notmaßnahmen für die Wasserversorgung dieser Gehöfte in 
Auftrag, und zwar unter dem Vorbehalt der Übernahme der 
entstehenden Kosten durch den Bund. Um schnell und wirksam 
helfen zu können, wurden die Leitungen zunächst oberirdisch 
verlegt; sie sollten dann Zug um Zug in frostsichere Tiefe 
unter Geländeoberflädie endgültig verlegt werden. Zur Zeit 
sind diese Arbeiten im Gange und stehen vor ihrem Abschluß. 

Die beiden festen Schwellen im Rhein bei Markolsheim wer- 
den bis Ende d. J. fertiggestellt sein. Alsdann wird sida das 
Grundwasser wieder auf die vor dem Wehrbau festgestellte 
mittlere Höhe auffüllen. 

Zu 3. 

Wie unter zu 4. erläutert wird, ist die Bundesregierung der 
Auffassung, daß der Bund für die eingetretenen Schäden nicht 
ersatzpflichtig ist. Es ist also auch nicht die Aufgabe des Bun- 
des gewesen, die zur Beseitigung der Schäden dienende Maß- 
nahme durdizuführen. 

Zu 4. 

Die abschließende Stellungnahme der Bundesregierung, die 
das Bundesministerium für Verkehr mit dem Bundesministe- 
rium der Finanzen abgestimmt hat, ist dem Innenministerium 
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des Landes Baden-Württemberg mit Schreiben vom 17. März 
1962 zugegangen. Vor Abgabe der abschließenden Stellung- 
nahme war eine Anzahl von zum Teil schwierigen Rechts- 
fragen aus den Bereichen des enteignungsgieichen Eingriffs, 
des Allgemeinen Kriegsfolgengesetzes und der auftragslosen 
Geschäftsführung zu klären. Dabei kommt die Bundesregie- 
rung zu dem Ergebnis, daß die Bundesrepublik weder in den 
drei Perioden der Auswirkung der Haltungen Kembs bis Vo- 
gelgrün (vgl. die Ausführung zu Punkt 1) nodi im Gebiet 
unterhalb der Staustufe Vogelgrün für eingetretene oder noch 
eintretende Schäden wasserwirtschaftlidier Art ersatzpflichtig 
ist. Dies trifft sowohl gegenüber den geschädigten Grundstücks- 
eigentümern als auch gegenüber dem Land Baden-Württemberg 
zu. 

Das Innenministerium hat den Eingang dieses Schreibens be- 
stätigt. Die sachliche Stellungnahme steht noch aus. 


Seebohm 



